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17.043  n � Versicherungsvertragsgesetz. Änderung             (Differenzen)

Nationalrat
Wintersession 2019

Bundesgesetz
über den Versicherungs-
vertrag
(Versicherungsvertragsgesetz, 
VVG)

Änderung vom ...

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des 
Bundesrates vom 28. Juni 20171,
beschliesst:

1		 BBl 2017 5089

Beschluss des Ständerates

vom 18. September 2019

Beschluss des Nationalrates

vom 18. Dezember 2019

Zustimmung zum Beschluss des 
Ständerates, wo nichts vermerkt ist
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

I

Das Versicherungsvertragsge-
setz vom 2. April 19082 wird 
wie folgt geändert:

Art. 2a
Widerrufsrecht
1 Der Versicherungsnehmer 
kann seinen Antrag zum Ab-
schluss des Vertrags oder die 
Erklärung zu dessen Annahme 
schriftlich oder in einer ande-
ren Form, die den Nachweis 
durch Text ermöglicht, widerru-
fen.
2 Die Widerrufsfrist beträgt 14 
Tage und beginnt, sobald der 
Versicherungsnehmer den 
Vertrag beantragt oder ange-
nommen hat.
3 Die Frist ist eingehalten, 
wenn der Versicherungsneh-
mer am letzten Tag der Wider-
rufsfrist seinen Widerruf dem 
Versicherungsunternehmen 
mitteilt oder seine Widerrufser-
klärung der Post übergibt.
4 Ausgeschlossen ist das Wi-
derrufsrecht bei kollektiven 
Personenversicherungen, 
vorläufigen Deckungszusagen, 
Vereinbarungen mit einer 
Laufzeit von weniger als ei-
nem Monat sowie gesetzlich 
vorgeschriebenen Versiche-
rungen.

2		 SR 221.229.1

I I I

Art. 2a Art. 2a

1 ...  
                             ... zum Ab-
schluss oder zu einer wesentli-
chen Änderung des Vertrags 
oder die Erklärung ...

¹ Gemäss Bundesrat

⁴ ... 
 
                                            ... , 
vorläufigen Deckungszusagen 
und Vereinbarungen mit einer 
Laufzeit von weniger als ei-
nem Monat.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

Art. 3 Randtitel (Betrifft nur 
den französischen Text), Abs. 
1 Einleitungssatz und Bst. b, 
h–l sowie 3
1 Das Versicherungsunterneh-
men muss den Versicherungs-
nehmer vor Abschluss des 
Versicherungsvertrags ver-
ständlich über seine Identität 
und den wesentlichen Inhalt 
des Versicherungsvertrags 
informieren. Es muss informie-
ren über: 

b.	 den Umfang des Versiche-
rungsschutzes und darü-
ber, ob es sich um eine 
Summen- oder um eine 
Schadenversicherung 
handelt;

⁵ Solange geschädigte Dritte 
trotz eines Widerrufs gutgläu-
big Ansprüche gegenüber dem 
Versicherungsunternehmen 
geltend machen können, 
schuldet die Versicherungs-
nehmerin oder der Versiche-
rungsnehmer die Prämie und 
kann das Versicherungsunter-
nehmen den geschädigten 
Dritten die Unwirksamkeit des 
Vertrags nicht entgegenhalten.

Art. 3 Art. 3 Art. 3Art. 3
Informationspflicht des 
Versicherers

1 ... 1 ...1 Der Versicherer muss den 
Versicherungsnehmer vor 
Abschluss des Versiche
rungsvertrages verständlich 
über die Identität des 
Versicherers und den wesentli-
chen Inhalt des Versiche-
rungsvertrages informieren. Er 
muss informieren über:

¹ ...  
 
 
      ... verständlich und in einer 
Form, die den Nachweis durch 
Text ermöglicht, über seine 
Identität und den wesentlichen 
Inhalt des Versicherungsver-
trags informieren. …

a.	 die versicherten Risiken;
b.	 den Umfang des Versiche-

rungsschutzes;

c.	 die geschuldeten Prämien 
und weitere Pflichten des 
Versicherungsnehmers;

d.	 Laufzeit und Beendigung 
des Versicherungsvertra-
ges;
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

 

 

h.	 das Widerrufsrecht 
nach Artikel 2a sowie 
über Form und Frist 
des Widerrufs;

i.	 eine Frist für das Ein-
reichen der Schaden-
anzeige nach Arti-
kel 38 Absatz 1bis;

j.	 gegebenenfalls das im 
Vertrag vorgesehene 
Recht:
1.	 Versicherungsbe-

dingungen einsei-
tig anzupassen, 
und das entspre-
chende Kündi-
gungsrecht des 
Versicherungsneh-
mers (Art. 35 

e.	 die für die Überschu-
ssermittlung und die 
Überschussbeteili
gung geltenden Be-
rechnungsgrundlagen 
und Verteilungs
grundsätze und -me-
thoden;

f.	 die Rückkaufs- und 
Umwandlungswerte;

f.	 die Rückkaufs- und 
Umwandlungswerte 
sowie die mit einer 
rückkaufsfähigen 
Lebensversicherung 
im Falle des Rück-
kaufs verbundenen 
Kosten;

f.	 Streichen (= gemäss 
geltendem Recht

g.	 die Bearbeitung der 
Personendaten ein-
schliesslich Zweck 
und Art der Daten-
sammlung sowie 
Empfänger und Aufbe-
wahrung der Daten.

j.	 Streichen
(siehe Art. 35 und 97)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

Abs. 1),
2.	 die Prämien einseitig anzu-

passen, und die entsprechen-
den Voraussetzungen (Art. 35 
Abs. 2);

k.	 die zeitliche Geltung des Versi-
cherungsschutzes insbesondere 
in den Fällen, in denen das be-
fürchtete Ereignis während der 
Laufzeit des Vertrags, der daraus 
entstehende Schaden aber erst 
nach Beendigung des Vertrags 
eintritt;

l.	 gegebenenfalls das im Vertrag 
vorgesehene Recht, dass das 
Versicherungsunternehmen die 
Dauer oder den Umfang von Leis-
tungen, die es dem Versiche-
rungsnehmer wegen Krankheit 
oder Unfall auszurichten ver-
pflichtet ist, einseitig beschränken 
oder diese Verpflichtung ganz 
aufheben kann, wenn der Vertrag 
nach Eintritt des befürchteten 
Ereignisses beendet wird.

l.	 Streichen
(siehe Art. 35d)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

3 Schliesst ein Arbeitgeber zum 
Schutz seiner Arbeitnehmer eine 
kollektive Personenversicherung ab, 
so ist er verpflichtet, die Arbeitneh-
mer über den wesentlichen Inhalt des 
Vertrags sowie dessen Änderungen 
und Auflösung schriftlich oder in einer 
anderen Form, die den Nachweis 
durch Text ermöglicht, zu informie-
ren. Das Versicherungsunternehmen 
stellt ihm die dazu erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung.

Art. 6 Abs. 1 erster Satz

1 Hat der Anzeigepflichtige bei der 
Beantwortung der Fragen gemäss 
Artikel 4 Absatz 1 eine erhebliche 
Gefahrstatsache, die er kannte oder 
kennen musste und über die er be-
fragt worden ist, unrichtig mitgeteilt 
oder verschwiegen, so ist das Versi-
cherungsunternehmen berechtigt, 
den Vertrag durch schriftliche Erklä-
rung zu kündigen. ... 

2 Diese Angaben sind dem Versiche-
rungsnehmer so zu übergeben, dass 
er sie kennen kann, wenn er den 
Versicherungsvertrag beantragt oder 
annimmt. In jedem Fall muss er zu 
diesem Zeitpunkt im Besitz der Allge-
meinen Versicherungsbedingungen 
und der Information nach Absatz 1 
Buchstabe g sein.
3 Bei Kollektivverträgen, die anderen 
Personen als dem Versiche
rungsnehmer einen direkten Leis-
tungsanspruch verleihen, ist der 
Versicherungsnehmer verpflichtet, 
diese Personen über den wesentli-
chen Inhalt des Vertrages sowie 
dessen Änderungen und Auflösung 
zu unterrichten. Der Versicherer stellt 
dem Versicherungsnehmer die zur 
Information erforderlichen Unterlagen 
zur Verfügung.

Art. 6 Art. 6 Art. 6Art. 6
Folgen der verletzten Anzeigepflicht
a. Im Allgemeinen
1 Hat der Anzeigepflichtige beim Ab-
schluss der Versicherung eine erheb-
liche Gefahrstatsache, die er kannte 
oder kennen musste und über die er 
schriftlich befragt worden ist, unrich-
tig mitgeteilt oder verschwiegen, so 
ist der Versicherer berechtigt, den 
Vertrag durch schriftliche Erklärung 
zu kündigen. Die Kündigung wird mit 
Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam.

1 …  
 
 
 
 
	 ... 
berechtigt, den Vertrag schriftlich 
oder in einer anderen Form, die den 
Nachweis durch Text ermöglicht, zu 
kündigen ...
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

² Das Kündigungsrecht erlischt 
vier Wochen, nachdem der 
Versicherer von der Verletzung 
der Anzeigepflicht Kenntnis 
erhalten hat.

² ... 
 
                       … Kenntnis 
erhalten hat, spätestens aber 
zwei Jahre nach Vertragsab-
schluss.

2 Streichen (= gemäss gelten-
dem Recht)

2 Festhalten

3 Wird der Vertrag durch Kün-
digung nach Absatz 1 aufge-
löst, so erlischt auch die Leis-
tungspflicht des Versicherers 
für bereits eingetretene Schä-
den, deren Eintritt oder Um-
fang durch die nicht oder un-
richtig angezeigte erhebliche 
Gefahrstatsache beeinflusst 
worden ist. Soweit die Leis-
tungspflicht schon erfüllt wur-
de, hat der Versicherer An-
spruch auf Rückerstattung.

3 ...  
 
                                                   
... eingetretene Schäden, 
soweit deren Eintritt oder Um-
fang ...

4 Wird ein Lebensversiche-
rungsvertrag, der nach Mass-
gabe dieses Gesetzes rück
kauffähig ist (Art. 90 Abs. 2) 
aufgelöst, so hat der Versi
cherer die für den Rückkauf 
festgestellte Leistung zu ge-
währen.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

Art. 23
Aufgehoben  
(siehe Art. 28a)

Art. 23
f. Prämienreduktion
Ist die Prämie unter Berücksichtigung 
bestimmter gefahrerhöhender Um-
stände vereinbart worden, so kann 
der Versicherungsnehmer, wenn 
diese Umstände im Laufe der Versi-
cherung wegfallen oder ihre Bedeu-
tung verlieren, für die künftigen Versi-
cherungsperioden die tarif gemässe 
Herabsetzung der Prämie verlangen.

Art. 28a	 Gefahrsminderung
1 Bei einer wesentlichen Gefahrsmin-
derung ist der Versicherungsnehmer 
berechtigt, den Vertrag mit einer Frist 
von vier Wochen schriftlich zu kündi-
gen oder eine Prämienreduktion zu 
verlangen.
2 Lehnt das Versicherungsunterneh-
men eine Prämienreduktion ab oder 
ist der Versicherungsnehmer mit der 
angebotenen Reduktion nicht einver-
standen, so ist dieser berechtigt, den 
Vertrag innert vier Wochen seit Zu-
gang der Stellungnahme des Versi-
cherungsunternehmens mit einer 
Frist von vier Wochen schriftlich zu 
kündigen.
3 Die Prämienreduktion wird mit dem 
Zugang der Mitteilung nach Absatz 1 
beim Versicherungsunternehmen 
wirksam.
(siehe Art. 23)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

Gliederungstitel vor Art. 35a

6. Abschnitt: Beendigung 
des Vertrags

Art. 35a
Ordentliche Kündigung

1 Der Vertrag kann, auch wenn 
er für eine längere Dauer ver-
einbart wurde, auf das Ende 
des dritten oder jedes darauf 
folgenden Jahres unter Einhal-
tung einer Frist von drei Mona-
ten schriftlich gekündigt wer-
den.

2 Die Parteien können verein-
baren, dass der Vertrag schon 
vor Ablauf des dritten Jahres 
kündbar ist. Die Kündigungs-
fristen müssen für beide Par-
teien gleich sein.
3 Die Lebensversicherung ist 
vom ordentlichen Kündigungs-
recht ausgenommen.

Art. 35aArt. 35a

1 ... 
 
 
	 … 
von drei Monaten schriftlich 
oder in einer anderen Form, 
die den Nachweis durch Text 
ermöglicht, gekündigt werden.

4 In der Krankenversicherung 
steht das ordentliche Kündi-
gungsrecht nur dem Versiche-
rungsnehmer zu.
(siehe Art. 42 Abs. 5)

4 In der Zusatzversicherung 
zur sozialen Krankenversiche-
rung (Art. 2 Abs. 2 KVAG) 
stehen das ordentliche Kündi-
gungsrecht und das Kündi-
gungsrecht im Schadenfall 
(Art. 42 Abs. 1 VVG) nur dem 
Versicherungsnehmer zu. In 
der kollektiven Taggeldversi-
cherung stehen das ordentli-
che Kündigungsrecht und das 
Kündigungsrecht im Schaden-
fall (Art. 42 Abs. 1 VVG) bei-
den Parteien zu.
(siehe Art. 42 Abs. 5)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

Art. 35c	 Nachhaftung in der 
Krankenzusatzver-
sicherung

Art. 35c
Streichen

Art. 35c
Festhalten

1 In der Krankenzusatzversi-
cherung können Ansprüche 
aus dem Vertrag bis zu fünf 
Jahre nach dessen Beendi-
gung entstehen, wenn sich die 
versicherte Gefahr noch wäh-
rend der Laufzeit des Vertrags 
verwirklicht, der daraus entste-
hende Schaden aber erst nach 
Beendigung des Vertrags 
eintritt.
2 Vorbehalten bleiben Versi-
cherungswechsel, soweit unter 
den betroffenen Versiche-
rungsunternehmen das Be-
handlungsprinzip gilt.

Art. 35d	 Hängige Versiche-
rungsfälle

Art. 35d

Vertragsbestimmungen, wel-
che ein Versicherungsunter-
nehmen berechtigen, bei Be-
endigung des Vertrags nach 
Eintritt des befürchteten Ereig-
nisses bestehende periodi-
sche Leistungsverpflichtungen 
als Folge von Krankheit oder 
Unfall bezüglich Dauer oder 
Umfang einseitig zu beschrän-
ken oder aufzuheben, sind 
nichtig. 
(siehe Art. 3 Abs. 1 Bst. l)

¹ Vertragsbestimmungen, 
welche ein Versicherungsun-
ternehmen berechtigen, bei 
Beendigung des Vertrags nach 
Eintritt des befürchteten Ereig-
nisses bestehende periodi-
sche Leistungsverpflichtungen 
als Folge von Krankheit oder 
Unfall bezüglich Dauer oder 
Umfang einseitig zu beschrän-
ken oder aufzuheben, sind 
nichtig. 
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

² Vorbehalten bleibt die Weiterversi-
cherung der Leistungsverpflichtun-
gen gemäss Abs. 1 bezüglich Dauer 
oder Umfang durch einen anderen 
Versicherer bei einem Versicherungs-
wechsel.
(siehe Art. 3 Abs. 1 Bst. l)

Art 41a	 Abschlagszahlungen
1 Bestreitet das Versicherungsunter-
nehmen seine Leistungspflicht, so 
kann die anspruchsberechtigte Per-
son nach Ablauf der in Art. 41 Abs. 1 
genannten Frist Abschlagszahlungen 
bis zur Höhe des unbestrittenen 
Betrags verlangen.
2 Gleiches gilt, wenn nicht geklärt ist, 
wie die Versicherungsleistung auf 
mehrere Anspruchsberechtigte auf-
geteilt werden soll.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

Art. 42 Art. 42 Art. 42
Teilschaden
1 Ist nur ein Teilschaden einge-
treten und wird dafür Ersatz 
beansprucht, so ist der Versi-
cherer wie der Versicherungs-
nehmer berechtigt, spätestens 
bei der Auszahlung der Ent-
schädigung vom Vertrage 
zurückzutreten.
2 Wird der Vertrag gekündigt, 
so erlischt die Haftung des 
Versicherers 14 Tage, nach-
dem der anderen Partei die 
Kündigung mitgeteilt wurde.

3 Dem Versicherer bleibt der 
Anspruch auf die Prämie für 
die laufende Versicherungspe-
riode gewahrt, falls der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag 
während des auf den Vertrags-
abschluss folgenden Jahres 
kündigt.
4 Tritt weder der Versicherer 
noch der Versicherungsneh-
mer vom Vertrage zurück, so 
haftet der Versicherer für die 
Folgezeit, wenn nichts ande-
res vereinbart ist, mit dem 
Restbetrage der Versiche-
rungssumme.

5 In der Krankenversicherung 
steht das Kündigungsrecht im 
Schadenfall nur dem Versiche-
rungsnehmer zu.
(siehe Art. 35a Abs. 4)

⁵ Streichen
(siehe Art. 35a Abs. 4)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

Art. 46 Abs. 1 erster Satz und 3

1 Die Forderungen aus dem Versiche-
rungsvertrag verjähren unter Vorbe-
halt von Absatz 3 fünf Jahre nach 
Eintritt der Tatsache, welche die 
Leistungspflicht begründet. … 
 

 

3 Die Forderungen aus dem Vertrag 
der kollektiven Krankentaggeld-Versi-
cherung verjähren in zwei Jahren.

Art. 46 Art. 46
Verjährung und Befristung

1 Die Forderungen aus dem Versiche-
rungsvertrage verjähren in zwei Jah-
ren nach Eintritt der Tatsache, welche 
die Leistungspflicht begründet. Artikel 
41 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 
1982 über die berufliche Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsor-
ge bleibt vorbehalten.

2 Vertragsabreden, die den Anspruch 
gegen den Versicherer einer kür-zern 
Verjährung oder einer zeitlich kürzern 
Beschränkung unterwerfen, sind 
ungültig. Vorbehalten bleibt die Be-
stimmung des Artikels 39 Absatz 2 
Ziffer 2 dieses Gesetzes.

³ ... 
 
                 ... verjähren in zwei Jah-
ren nach Eintritt der Tatsache, wel-
che die Leistungspflicht begründet.

Art. 46b	 Mehrfachversicherung Art. 46b
1 Wird dasselbe Interesse gegen 
dieselbe Gefahr und für dieselbe Zeit 
bei mehr als einem Versicherungsun-
ternehmen dergestalt versichert, 
dass die Versicherungssummen 
zusammen den Versicherungswert 
übersteigen (Mehrfachversicherung), 
so ist der Versicherungsnehmer ver-
pflichtet, dies allen Versicherungsun-
ternehmen ohne Verzug schriftlich 
oder in einer anderen Form, die den 
Nachweis durch Text ermöglicht, zur 
Kenntnis zu bringen.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

 

2 Hat der Versicherungsnehmer beim 
Abschluss des später abgeschlosse-
nen Vertrags keine Kenntnis vom 
Entstehen einer Mehrfachversiche-
rung, so kann er diesen Vertrag in-
nert vier Wochen seit der Entdeckung 
der Mehrfachversicherung schriftlich 
kündigen.

2 ...  
 
 
 
 
                            ... schriftlich oder in 
einer anderen Form, die den Nach-
weis durch Text ermöglicht, kündigen.
(siehe Art. 6 Abs. 1)

3 Hat der Versicherungsnehmer diese 
Anzeige absichtlich unterlassen oder 
die Mehrfachversicherung in der 
Absicht abgeschlossen, sich daraus 
einen rechtswidrigen Vermögensvor-
teil zu verschaffen, so sind die Versi-
cherungsunternehmen gegenüber 
dem Versicherungsnehmer an den 
Vertrag nicht gebunden.
4 Jedes Versicherungsunternehmen 
hat auf die ganze vereinbarte Gegen-
leistung Anspruch.

Art. 46c	 Ersatzpflicht 
bei Mehrfach
versicherung

Art. 46c

1 Bei Mehrfachversicherung (Art. 53) 
haftet jedes Versicherungsunterneh-
men für den Schaden in dem Verhält-
nis, in dem seine Versicherungssum-
me zum Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen steht.

¹ ...                                ... (Art. 46b) 
...
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

Art. 51a
Versicherungssumme; Ersatzpflicht 
bei Unterversicherung
1 Soweit der Vertrag oder dieses 
Gesetz (Art. 70) nichts anderes be-
stimmt, haftet das Versicherungsun-
ternehmen für den Schaden nur bis 
auf die Höhe der Versicherungssum-
me.
2 Bisheriger Art. 69 Abs. 2

2 Ist einer der Versicherer zahlungs-
unfähig geworden, so haften, unter 
Vorbehalt der Bestimmung des Arti-
kels 70 Absatz 2 dieses Gesetzes, 
die übrigen Versicherer in dem Ver-
hältnisse, in dem die von ihnen versi-
cherten Summen zueinander stehen, 
bis auf die Höhe ihrer Ver
sicherungssumme für den Anteil des 
zahlungsunfähigen Versicherers. Die 
Forderung, die dem 
Anspruchsberechtigten gegen diesen 
Versicherer zusteht, geht auf die 
Versicherer, die Ersatz geleistet ha-
ben, über.
3 Ist das befürchtete Ereignis einge-
treten, so darf der Anspruchs
berechtigte keine Versicherung zuun-
gunsten der übrigen Versicherer 
aufheben oder abändern.

Art. 51a

¹ ...  
          ... (Art. 38c) ...
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

 

 
Art. 59 Randtitel
Betrifft nur den französischen und 
italienischen Text.

Rückkommen mit Zustimmung der 
WAK-S

Art. 59 Art. 59 Art. 59Art. 59
Haftpflichtversicherung
a. Umfang

Hat sich der Versicherungsnehmer 
gegen die Folgen der mit einem ge-
werblichen Betriebe verbundenen 
gesetzlichen Haftpflicht versichert, so 
erstreckt sich die Versicherung auch 
auf die Haftpflicht der Vertreter des 
Versicherungsnehmers sowie auf die 
Haftpflicht der mit der Leitung oder 
Beaufsichtigung des Betriebes be-
trauten Personen.

1 … 
 
 
 
 
	 ... sowie auf die Haftpflicht 
der mit der Leitung oder Beaufsichti-
gung des Betriebes betrauten Perso-
nen sowie aller weiteren Arbeitneh-
menden des Betriebes.
2 Die Versicherung deckt sowohl die 
Ersatzansprüche der Geschädigten 
als auch die Rückgriffsansprüche 
Dritter.

³ Bei obligatorischen Haftpflichtversi-
cherungen können geschädigten 
Personen gegenüber Einreden aus 
grobfahrlässiger oder vorsätzlicher 
Verursachung des versicherten Er-
eignisses, Verletzung von Obliegen-
heiten, unterbliebener Prämienzah-
lung oder einem vertraglich 
vereinbarten Selbstbehalt nicht ent-
gegengehalten werden.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

Art. 60 Abs. 1bis und 3

1bis Dem geschädigten Dritten 
steht im Rahmen einer allfällig 
bestehenden Versicherungs-
deckung und unter Vorbehalt 
der Einwendungen und Einre-
den, die ihm das Versiche-
rungsunternehmen aufgrund 
des Gesetzes oder des Ver-
trags entgegenhalten kann, 
ein direktes Forderungsrecht 
gegenüber dem Versiche-
rungsunternehmen zu, wenn:
a.	 kein haftpflichtiger Versi-

cherter mehr rechtlich 
belangt werden kann; oder

b.	 dem haftpflichtigen Versi-
cherten die Pfändung an-
gekündigt oder der Kon-
kurs angedroht oder 
dessen Zahlungsunfähig-
keit auf andere Art offen-
sichtlich ist.

Art. 60 Art. 60Art. 60
b. Gesetzliches Pfandrecht 
des geschädigten Dritten
1 An dem Ersatzanspruche, 
der dem Versicherungsnehmer 
aus der Versicherung gegen 
die Folgen gesetzlicher Haft-
pflicht zusteht, besitzt der 
geschädigte Dritte im Umfan-
ge seiner Schadenersatzforde
rung Pfandrecht. Der Versi-
cherer ist berechtigt, die 
Ersatzleistung direkt an den 
geschädigten Dritten auszu-
richten.

1bis Dem geschädigten Dritten 
oder dessen Rechtsnachfolger 
steht im Rahmen einer allfällig 
bestehenden Versicherungs-
deckung und unter Vorbehalt 
der Einwendungen und Einre-
den, die ihm das Versiche-
rungsunternehmen aufgrund 
des Gesetzes oder des Ver-
trags entgegenhalten kann, 
ein direktes Forderungsrecht 
gegenüber dem Versiche-
rungsunternehmen zu.

1bis Festhalten1bis Gemäss Bundesrat
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3 Der geschädigte Dritte kann in Fäl-
len, in denen eine obligatorische 
Haftpflichtversicherung besteht, vom 
haftpflichtigen Versicherten oder von 
der zuständigen Aufsichtsbehörde 
die Nennung des Versicherungsun-
ternehmens verlangen. Dieses hat 
Auskunft zu geben über Art und Um-
fang des Versicherungsschutzes.

Gliederungstitel vor Art. 95c

5. Abschnitt: Koordination

Art. 95c
Regressrecht des Versicherungsun-
ternehmens
1 Leistungen aus Schadenversiche-
rungen sind nicht mit anderen scha-
denausgleichenden Leistungen ku-
mulierbar.
2 Im Umfang und zum Zeitpunkt sei-
ner Leistung tritt das Versicherungs-
unternehmen für die von ihm gedeck-
ten gleichartigen Schadensposten in 
die Rechte des Versicherten ein.
3 Absatz 2 findet keine Anwendung, 
wenn der Schaden durch eine Per-
son, die in einer engen Beziehung 
zum Versicherten steht, leichtfahrläs-
sig herbeigeführt worden ist. In einer 
engen Beziehung stehen namentlich 
Personen, die: 
a.	 in einer häuslichen Gemeinschaft 

leben;
b.	 in einem Arbeitsverhältnis mit 

dem Versicherten stehen;

2 Der Versicherer ist für jede Hand-
lung, durch die er den Dritten in sei-
nem Rechte verkürzt, verantwortlich.

Art. 95c Art. 95c

³ ... ³ ...
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c.	 ermächtigt sind, die versicherte 
Sache zu nutzen.

Gliederungstitel vor Art. 97

3. Kapitel: Zwingende 
Bestimmungen

Art. 97
Vorschriften, die nicht abgeändert 
werden dürfen
Folgende Vorschriften dieses Geset-
zes dürfen durch Vertragsabrede 
nicht geändert werden: die Artikel 10 
Absatz 2, 10a, 24, 35, 35b, 41 Absatz 
2, 46a, 47, 51, 53, 58 Absatz 4, 60, 
71 Absatz 1, 73, 74 Absatz 1 sowie 
95c Absätze 1 und 2.
 

c.	 Festhaltenc.	 Streichen

IV. Zwingende Bestimmungen

Art. 97 Art. 97Art. 97 Art. 97
Vorschriften, die nicht abgeändert 
werden dürfen

...  
 
 
               ... 10a, 24, 35b, 41 Absatz 
2, ...
(siehe Art. 3 Abs 1 Bst. j ...)

1 Folgende Vorschriften dieses Ge-
setzes dürfen durch Vertragsabrede 
nicht geändert werden: Artikel 9, 10, 
13, 24, 41 Absatz 2, 46a, 47, 51, 53, 
62, 63, 65 Absatz 2, 67 Absatz 4, 71 
Absatz 1, 73, sowie 74 Absatz 1.

... 
 
 
                               ... 35b, 35d, 41 
Absatz 2, ...

... 
 
... nicht geändert werden: die Artikel 
10 Absatz 2, 13, 24, 35b, 41 Absatz 
2, 46a, 46b Absätze 1 und 2, 46c 
Absatz 1, 47, 51, 58 Absatz 4, 60, 73, 
74 Absatz 1 sowie 95c Absätze 1 und 
2.

2 Diese Bestimmung findet, soweit 
die Vorschriften der Artikel 47 und 71 
Absatz 1 in Betracht kommen, auf die 
Transportversicherung keine Anwen-
dung.
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Art. 98
Vorschriften, die nicht 
zuungunsten des 
Versicherungsnehmers 
oder des Anspruchsbe-
rechtigten abgeändert 
werden dürfen
Die folgenden Vorschrif-
ten dieses Gesetzes 
dürfen durch Vertragsab-
rede nicht zuungunsten 
des Versicherungsneh-
mers oder des An-
spruchsberechtigten ge-
ändert werden: die Artikel 
1–3a, 6, 9, 11, 14 Ab-
satz 4, 15, 20, 21, 28, 29 
Absatz 2, 30, 32, 34, 35a, 
39 Absatz 2 Ziffer 2 zwei-
ter Satz, 42 Absätze 1–3, 
44–46, 54–57, 59, 60, 76 
Absatz 1, 77 Absatz 1, 
89–95a, 95b Absatz 1, 
95c Absatz 3 und 96. 

Art. 98a
Ausnahmen
1 Die Artikel 97 und 98 
gelten nicht bei: 

Art. 98 Art. 98Art. 98
Vorschriften, die nicht 
zuungunsten des 
Versicherungsnehmers 
oder des Anspruchs
berechtigten abgeändert 
werden dürfen
1 Die folgenden Vorschrif-
ten dieses Gesetzes 
dürfen durch Vertrags
abrede nicht zuungunsten 
des Versicherungsneh-
mers oder des An-
spruchsberechtigten ge-
ändert werden: Artikel 1, 
2, 3 Absätze 1–3, 3a, 6, 
11, 12, 14 Absatz 4, 15, 
19 Absatz 2, 20–22, 28, 
29 Absatz 2, 30, 32, 34, 
39 Absatz 2 Ziffer 2 Satz 
2, 42 Absätze 1–3, 44–46, 
54–57, 59, 60, 72 Absatz 
3, 76 Absatz 1, 77 Absatz 
1, 87, 88 Absatz 1, 89, 
89a, 90–94, 95 und 96.

... 
 
 
 
 
 
                            … ge- 
ändert werden: die Artikel 
1-3a, 6, 9, 11, 14 Absatz 
4, 15, 20, 21, 28, 28a, 29 
Absatz 2, 30, 32, 34, 35a, 
35c, 38c Absatz 2, 39 
Absatz 2 Ziffer 2 zweiter 
Satz, 41a, 42 Absätze 
1-3, 44-46, 54-57, 59, 76 
Absatz 1, 77 Absatz 1, 
89-95a, 95b Absatz 1, 95c 
Absatz 3 und 96.

... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
..., 59, 76 Absatz 1, ...

2 Diese Bestimmung fin-
det auf die Transportver-
sicherung keine Anwen
dung.

Art. 98a Art. 98a

¹ Die Artikel 97 und 98 
gelten nicht bei:
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a.	 Kredit-, Kautions- und Transport-
versicherungen, soweit es sich 
um Versicherungen von berufli-
chen oder gewerblichen Risiken 
handelt;

b.	 Versicherungen mit professionel-
len Versicherungsnehmern.

2 Als professionelle Versicherungs-
nehmer gelten:
a.	 Vorsorgeeinrichtungen und Ein-

richtungen, die der beruflichen 
Vorsorge dienen;

b.	 Finanzintermediäre nach dem 
Bankengesetz vom 8. November 
19343 und dem Kollektivanlagen-
gesetz vom 23. Juni 20064;

c.	 Versicherungsunternehmen nach 
dem VAG5;

d.	 ausländische Versicherungsneh-
mer, die einer gleichwertigen 
prudenziellen Aufsicht unterste-
hen wie die Personen nach den 
Buchstaben a–c;

e.	 öffentlich-rechtliche Körperschaf-
ten mit professionellem Risikoma-
nagement; 

f.	 Unternehmen mit professionellem 
Risikomanagement;

g.	 Unternehmen, die zwei der drei 
folgenden Grössen überschreiten: 

1.	 Bilanzsumme: 20 Millionen 
Franken,

2.	 Nettoumsatz: 40 Millionen 
Franken,

3.	 Eigenkapital: 2 Millionen Fran-
ken. 

3		 SR 952.0
4		 SR 951.31
5		 SR 961.01

a.	 Kredit- oder Kautionsversicherun-
gen, soweit es sich um Versiche-
rungen von beruflichen oder ge-
werblichen Risiken handelt, und 
bei Transportversicherungen;

² ...² Als professionelle Versicherungs-
nehmer gelten:

e.	 Festhalten e.	 öffentlich-rechtliche Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen mit 
professionellem Risikomanage-
ment;

g.	 Unternehmen, die bei Vertragsab-
schluss zwei der drei folgenden 
Grössen überschreiten: 

g.	 Festhalten 

1.	 Bilanzsumme: 6,2 Millionen 
Franken,

2.	 Nettoumsatz: 12,8 Millionen 
Franken,

3.	 250 Vollzeitstellen im Jahres-
durchschnitt.

e-parl 09.01.2020 11:35



-  22  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Nationalrat

3 Gehört der Versicherungsnehmer 
zu einer Unternehmensgruppe, für 
die eine konsolidierte Jahresrech-
nung (Konzernrechnung) erstellt 
wird, so werden die Grössen nach 
Absatz 2 Buchstabe g auf die Kon-
zernrechnung angewandt.
4 Die Reiseversicherung gilt nicht als 
Transportversicherung im Sinne von 
Absatz 1.

e-parl 09.01.2020 11:35


	

